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Hildegard Maria Nickel 

Ist Zukunft feministisch gestaltbar? 
Geschlechterdifferenz(en) in der Transformation und 
der geschlechtsblinde Diskurs um Arbeit 

Zukunftsdebatten haben derzeit in allen politischen Lagern Hochkonjunktur 
und die Sektion Frauenforschung der DGS lag im Sommer 1997 mit ihrer 
Jahrestagung noch im Vorfeld des Trends. Mittlerweile liegen zahlreiche 
Berichte von Zukunftskommissionen verschiedener Couleur vor, die in aus­
gewählter Form im ersten Teil des vorliegenden Beitrages kritisch beleuchtet 
werden. Insbesondere geht es dabei um die Frage, welche Folgen ein weitge­
hend geschlechtsblinder Zukunftsdiskurs für das Geschlechterverhältnis und 
die Verteilung von Arbeit hat. Im zweiten Teil wird an Befunden zur 
Transformationsforschung angeknüpft - die auch Grundlage meines auf der 
Jahrestagung gehaltenen Referats waren - und auf einer konkreten empirisch­
soziologischen Ebene wird der Frage nachgegangen, welche Erwerbs­
perspektiven (ostdeutsche) Frauen in ausgewählten Dienstleistungsfeldern 
haben. 

Der geschlechtsblinde Zukunftsdiskurs um Arbeit1 

Der Stellenwert von (Erwerbs)Arbeit 
Der Streit, der die sozialwissenschaftliche Debatte spätestens seit dem 
Soziologentag der DGS imJahre 1982 unter dem Stichwort „Krise der Arbeits­
gesellschaft?" polarisiert, wiederholt sich in den Zukunftsdebatten verschiede­
ner Coleur. Er wird hier auf einen politisch kontroversen Punkt gebracht 
und mündet in deutlich verschiedene Handlungsempfehlungen ein. Die Kom­
mission für Zukunftsfragen der Freistaaten Sachsen und Bayern geht davon 
aus, daß individuelle Sicht- und Verhaltensweisen, vor allem aber kollektive 
Leitbilder im Bereich von Erwerbsarbeit grundsätzlich verändert werden 
müßten, weil institutionelle Vorgaben einer „arbeitnehmerzentrierten Indu­
striegesellschaft" die Zukunftsfähigkeit Deutschlands gefährden: „In dieser 
Gesellschaft erwartet die große Mehrheit der Erwerbsbevölkerung, daß Dritte 
- Arbeitgeber - ihre Arbeitskraft organisieren und vermarkten und ihr so ein 
Erwerbseinkommen verschaffen und der Staat sie bei Arbeitslosigkeit, Krank­
heit, Pflegebedürftigkeit und im Alter lebensstandardsichernd versorgt" (Kom­
mission für Zukunftsfragen III, S. 7). Aufgrund des anhaltenden wirtschaftli­
chen und gesellschaftlichen Wandels - der unter anderem in der Ersetzung 
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von Erwerbsarbeit durch Wissen und Kapital bestehe - können Arbeitgeber 
und Staat diesen Erwartungen kaum noch entsprechen. „Deshalb müssen 
möglichst viele Erwerbspersonen mehr Eigenverantwortung für ihre Erwerbs­
arbeit und Daseinsvorsorge übernehmen ... das Leitbild der Zukunft ist der 
Mensch als Unternehmer seiner Arbeitskraft" (ebenda). Zukunftsempfeh­
lungen lauten: Übergang in eine unternehmerische Wissensgesellschaft, und 
zwar durch unternehmerisch handelnde, schöpferische Menschen, die nur 
dann eine Chance haben, wenn sie entsprechend qualifiziert sind; Vermö­
gensbildung breiter Bevölkerungsschichten statt wohlfahrtsstaatlicher Leistun­
gen; Existenzgründungen statt arbeitnehmerischer Risikovermeidung; Wett­
bewerb und Privatisierung staatlicher Unternehmen und öffi;ntlicher Leistun­
gen statt kommunaler Verantwortung. 

Anders die Zukunftskommission der Friedrich-Ebert-Stiftung; hier ist 
(Erwerbs)Arbeit ein Grundwert und die Verantwortung des Staates zu dessen 
Sicherung wird ausdrücklich betont: „Der Anspruch, an der gesellschaftlich 
nützlichen Arbeit sowie an der Erwerbsarbeit beteiligt zu sein, kann in der 
Marktwirtschaft, die auf einer demokratischen Gesellschaft beruht, als ein 
demokratisches Grundrecht formuliert werden" (Zukunftskommission der F.­
E.-S. , S. 229). In der verfestigten Massenarbeitslosigkeit muß demzufolge 
eine ernsthafte Bedrohung der demokratischen Lebensform gesehen werden 
und um der Demokratie willen, ist es eine zentrale Zukunftsaufgabe, die 
Massenarbeitslosigkeit zu beseitigen. Zukunftsempfehlungen lauten: Reform 
und Erneuerung des „Modell Deutschland", das auf einer dynamischen Öko­
nomie, einem kooperativen Politiksystem, einem Sozialstaat mit breiter 
Sicherungswirkung und „Vollbeschäftigung" basierte, die zugleich - und nicht 
zuletzt zeigt sich hier die Reformnotwendigkeit - geschlechtshierarchisch 
strukturiert ist: Das männliche Normalarbeitsverhältnis bedingt weibliche 
Familien- und Hausarbeit, das „Ernährermodell" „die Versorgerehe". Die 
Hoffnung, dieses Modell, das sich über einen langen Zeitraum bewährt hatte, 
reformieren zu können, konzentriert sich beschäftigungsseitig auf zwei Berei­
che: einerseits auf Optionen, die sich mit der Verbesserung der Human­
ressourcen und der Innovationsfähigkeit vor allem im High-Tech-Bereich 
erschließen lassen, andererseits auf Ressourcen des Niedriglohnsektors. 

Auch wenn sich aus feministischer Perspektive leicht nachweisen läßt, daß 
beide Kommissionen in ihrem Kern „geschlechtsblind" sind, spricht nicht 
nur die Tatsache, schreibendes Mitglied der Zukunftskommission der Fried­
rich-Ebert-Stiftung gewesen zu sein, für eine kritische Anknüpfung an diesen 
Ansatz, sondern auch ein inhaltlicher Gesichtspunkt, nämlich der Stellen­
wert, den die Kommission der (Erwerbs)Arbeit insgesamt beimißt2. 
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Mit dem Begriff der Arbeitsgesellschaft, der auch von einigen Sozial­
wissenschaftlerlnnen im Zuge der Diskussion um ihre Krise bereits über Bord 
geworfen wurde, verbindet sich - so die Argumentation der Zukunfts­
kommission der Friedrich-Ebert-Stiftung - bis heute das Wissen, daß Erwerbs­
arbeit in der Industriegesellschaft zur zentralen Instanz geworden ist, die 
über Lebenschancen entscheidet. Materieller Status und gesellschaftliches 
Prestige einer Person hängen von ihrer Erwerbsposition ab, mehr noch: Auch 
soziale Rechte und politische Bürgerrechte sind an Erwerbsarbeit rück­
gebunden. Doch just in dem Augenblick - wie sich unter anderem im 
Bericht für Zukunftsfragen der Freistaaten Bayern und Sachsen zeigt -, wo 
Frauen nach diesem Zauberstab greifen, wird der Wert und die Bedeutung 
von Erwerbsarbeit demontiert. Oder - was eine andere Spielart der Argumen­
tation ist - Frauenerwerbsarbeit wird je nach Interessenlage funktionalisiert 
und instrumentalisiert: In der tagespolitischen Debatte stilisieren die einen 
Frauen zur neuen Leitfigur von Arbeit, die „Lebensunternehmerin" repräsen­
tiere die Zukunft, denn Frauen seien in jeder Hinsicht besser auf das nach­
industrielle Zeitalter vorbereitet, sie hätten besser als Männer gelernt, mehre­
re soziale Funktionen miteinander zu verbinden und das „ Tätigkeiten-Port­
folio" zu verwalten. Für andere ist Frauenerwerbsarbeit, wenn nicht Verursa­
cher, so doch gravierender Verstärker der Krise der Arbeitsgesellschaft. 

Heide Pfarr und Gudrun Linne können zeigen, daß die Forderung nach 
einer Gesellschaft, in der Frauen gleichberechtigt leben können, in den diver­
sen Zukunftskommissionen, die sich national, aber auch auf europäischer 
Ebene zum Ende des Jahrtausends gebildet haben, einerseits zwar wortreich 
aufrechterhalten wird, andererseits Frauen aber von den meisten konkreten 
Zukunftsentwürfen - wie wohl sie hier in der Regel nicht einmal erwähnt 
werden - negativ betroffen sind (Pfarr/Linne 1998, S.· 10). Sie empfehlen daher: 
- Bevor die „Arbeit" leichtfertig verabschiedet oder transformiert wird, soll-

te der mit der Arbeit verbundene Anspruch sozialer Integration - auch für 
Frauen - bedacht werden; 

- eine demokratietheoretische Auseinandersetzung über Arbeit zu führen, 
denn ökonomische und soziale Ungleichheiten haben eine politische Di­
mension. „Wer sich damit begnügt, daß Beschäftigungsunsicherheit eine 
Begleiterscheinung von Modernisierungsschüben darstellt, die hinzuneh­
men und individuell zu bewältigen ist, muß offenlegen, worin er Chancen 
auf eine demokratische Teilhabe am Leben und der Gesellschaft gewährlei­
stet sieht" (ebenda, S. 10); 

- dem Verlust von Visionen mit gesellschaftstheoretischen Entwürfen zu 
begegnen, die die Fragmentierung zwischen Wirtschafts- und Sozialwissen-
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schaften als auch innerhalb der Sozialwissenschaften überwinden, mehr 
noch, die sich darum bemühen müßten, „auf ihrem geschlechtsblinden 
Auge" sehend zu werden: „Ein Teil der Visionen, die heute als ,Zukunft 
der Arbeit' diskutiert werden, krankt nicht nur daran, daß sie keine umfas­
sende Antwort geben können, was der besagte Entwurf für Frauen und 
ihre Ansprüche an Arbeit bedeutet; die Situation ist zugespitzter: Es wer­
den noch nicht einmal die entsprechenden Fragen gestellt" (ebenda). 

Das „Modell Deutschland" und der Geschlechterkampf um Arbeit 
Das „Modell Deutschland", an das die Zukunftskommission der Friedrich­
Ebert-Stiftung positiv anknüpft und das die Kommission für Zukunftsfragen 
der Freistaaten Bayern und Sachsen für grundsätzlich veränderungswürdig 
hält, war mit der Nachkriegsprosperität verkoppelt und bedeutete den Aus­
bau des Wohlfahrtssystems in der Bundesrepublik Deutschland. Es war an 
Reformschritte geknüpft, die in harten Verteilungskonflikten erkämpft wor­
den waren. Deren Resultate waren eine hohe Erwerbsbeteiligung, ein langan­
haltendes Wirtschaftswachstum, die Abfederung von sozialer Ungleichheit, 
die breite Öffiiung von Bildungs- und Berufschancen, die Ausfächerung von 
selbstbestimmten Lebensformen - auch für Frauen. Der gesellschaftliche 
Grundkonsens der Nachkriegszeit beruhte bis zum Ende der 70er Jahre auf 
einem nicht fixierten, aber gelebten Gesellschaftsvertrag, dem die Idee zu­
grunde lag, alle Gesellschaftsmitglieder „sozialpartnerschaftlich" am wirt­
schaftlichen Wachstum zu beteiligen. Die Politik griff- die soziale Ungleich­
heit nicht aufhebend, aber doch ausgleichend - regulierend in die Sozial­
struktur der Gesellschaft ein, wobei emanzipatorische Interessen in bestimm­
tem Maße Spielraum gewannen. Dies war auch die schmale materielle Grund­
lage für eine Vielzahl emanzipativer Schritte, die Frauen in der Bundesrepu­
blik seit Mitte/Ende der 60er Jahre gingen. 

Aufgabe des Sozialstaates war es, Umverteilungen zugunsten der nicht 
erwerbstätigen Bevölkerungsteile vorzunehmen und Dienstleistungen anzu­
bieten, die zuvor wesentlich in privaten Händen - also in der Familie - lagen. 
Diese sozialstaatliche Vermittlung hat ohne Zweifel Freiräume für Frauen 
geschaffen. Zunehmende Erwerbsmöglichkeiten und auch staatlich gestützte 
ökonomische Eigenständigkeit (z. B. BAFöG) haben eine breite soziale und 
kulturelle Teilhabe großer Bevölkerungsschichten am Volkswohlstand erlaubt. 
Diese sozialstaatlichen Rahmenbedingungen haben eine Zurückdrängung der 
Familie als ökonomisches Umverteilungszentrum bewirkt. In bescheidenem 
Maße wurden Ungleichgewichte und Benachteiligungen in der Verteilung 
der Primäreinkommen ausgeglichen. Dagegen hebt die Politik der Moderni-
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sierung des Produktionsapparates seit Beginn der 80er Jahre durch Flexibilisie­
rungs-, Deregulierungs- und diverse Sparmaßnahmen die Unterschiede in der 
Primärverteilung (Löhne und Unternehmensgewinne) wieder kraß hervor3. 

In kritischer Aufuahme der diesen Entwicklungsverlauf reflektierenden 
individualisierungstheoretischen Ansätze charakterisiert Diezinger zu Beginn 
der 90er Jahre die spezifische Form, in der Frauen mit den gesellschaftlichen 
Anforderungsstrukturen konfrontiert werden, als „kontrollierte Individualisie­
rung" (Diezinger 1991, S. 26). Damit markiert sie im Gegensatz zur dominan­
ten, an der männlichen Normalbiographie orientierten „Arbeitsmarkt­
individualisierung" ein frauentypisches Individualisierungsmuster, das auf 
der Grundlage der Trennung und gleichzeitigen Hierarchisierung von 
Erwerbsarbeit und privater Reproduktion widersprüchliche Handlungs­
optionen eröffnet: „einerseits Autonomie im Sinne von Eigenständigkeit und 
Eigenverantwortlichkeit, andererseits ein Leben in persönlicher Abhängigkeit 
und persönlicher Verantwortung für andere. Diese beiden Prinzipien werden 
jeweils einem Lebensbereich zugeordnet. Erwerbstätigkeit wird dabei zum 
Bereich, in dem eher Selbstverwirklichung möglich scheint. Priorität hat 
jedoch die Verantwortung für die private Alltagsarbeit" (ebenda, S. 26). 

Der hier nur sehr verkürzt angesprochene Umbau und Umbruch der 
Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland ist seit der deutschen Vereini­
gung nun allerdings nicht mehr ohne den Bezug auf Ostdeutschland zu 
begreifen, aber die Debatten, Theorien und Befunde der westdeutschen Ge­
schlechter- und Frauenforschung sind nicht ungebrochen auf Ostdeutsch­
land zu übertragen (Nickel 1996), insbesondere gilt das hinsichtlich der 
Frauen( erwerbs)arbeit4. 

Für Westdeutschland hat Ostner (1995) im internationalen Vergleich ein 
„starkes Ernährer-Modell" zeigen können und Krüger (1995) aus der Perspek­
tive der Lebenslaufforschung auf das Gendering insbesondere jener Institu­
tionen hingewiesen, die den Erwachsenen-Status rahmen. (Erwerbs)Arbeit 
und Familie (als zentrale gesellschaftliche „Institutionen") produzieren dabei 
komplementäre vergeschlechtlichte Positionen im Sinne des männlichen -
marktvermittelten und familiengetragenen - Familienernährers einerseits und 
der weiblichen - markt- und familiengebrochenen - Familienerhalterin ande­
rerseits (ebenda, S. 206). Demgegenüber konstatierten ostdeutsche Forsche­
rinnen für die DDR die starke Erwerbszentrierung beider Geschlechter 
(Dölling 1998; Nickel 1993) und damit verbunden eine andere Organisation 
der „privaten" Reproduktion durch entsprechende öffentliche Einrichtungen 
und Regelungen auf betrieblicher Ebene. Damit war die ungleiche geschlecht­
liche Arbeitsteilung im Bereich der Familienarbeit nicht aufgehoben, aber es 



248 Hildegard Maria Nickel 

existierte doch ein anders geschnittenes Verhältnis zwischen öffentlicher Ver­
antwortung und privaten Sorgepflichten. Auch heute stehen dem sich weiter 
ausdifferenzierenden - oft marktwirtschaftlich organisierten - personenbezo­
genen Dienstleistungsbereich in Westdeutschland im Osten Deutschlands 
noch eine größere Zahl öffentlicher Leistungsträger im Bereich der Kinderbe­
treuung gegenüber. Dies hat gravierende Folgen für die Verknüpfungs­
varianten zwischen Erwerbs- und Reproduktionsbereich und damit für die 
herrschenden Geschlechterverhältnisse und -arrangements. 

Bezogen auf die gelebten Praxisformen zwischen den Geschlechtern - den 
Geschlechterarrangements - ist ebenfalls genauer zu fragen, wie sich west­
deutsche, eher träge Wandlungsprozesse, mit ostdeutschen „Selbstverständ­
lichkeiten" (Dölling 1998; Dietzsch/Dölling 1996) verquicken. Während in 
Westdeutschland zumindest der jüngeren Frauen-Generation die Verweige­
rung der einseitigen Zuweisungen von Hausarbeit zugeschrieben wird, ja sich 
hier z.T. egalitärere Arrangements in praxi umzusetzen scheinen, ist die 
geschlechtliche Arbeitsteilung in der älteren Generation anscheinend weitge­
hend stabil. Darüber hinaus verweist die quantitativ und qualitativ vorgehen­
de Untersuchung von Frerichs (1997) auf das Zusammenspiel von Klassen­
und Geschlechtszugehörigkeit bei Aushandlungsprozessen zur Organisation 
der Hausarbeit zwischen den Geschlechtern. Demgegenüber wird für die 
DDR insgesamt ein „flacher hierarchisiertes Geschlechterverhältnis" (Nickel 
1998) angenommen, das sich vor allem aus der nahezu vollständigen Integra­
tion der Frauen in die Erwerbsarbeit und ihrer damit verbundenen weitge­
henden ökonomischen Unabhängigkeit erklärt sowie den alltagspraktisch 
eingeschränkten (zeitlichen) Ressourcen der Frauen für den Bereich der priva­
ten Reproduktion geschuldet war. Mit anderen Worten: Trotz geschlechts­
typischer Zuschreibung von Hausarbeit mußten die ostdeutschen Männer 
stärker mit anpacken. Hinweise darauf, ob und wie sich gegenwärtig die 
Geschlechterarrangements bezüglich der häuslichen Arbeitsteilung (neu) fi­
gurieren, geben zwei unterschiedliche, sich allerdings ergänzende Befunde: 
Erstens werden gerade in Ostdeutschland zunehmende soziale Differenzen 
zwischen Frauen gesehen, nämlich zwischen jenen, die es sich (nicht nur im 
ökonomischen Sinn) leisten können, Hausarbeiten als bezahlte Arbeit zu 
delegieren und jenen, die diese häufig niedrig bezahlten Tätigkeiten in frem­
den Haushalten ausführen (Diezinger/Rerrich 1998) und damit im „informel­
len" Bereich des Dienstleistungssektors tätig sind. Als dritte Gruppe sind jene 
Frauen zu nennen, die - oftmals neben ihrer Erwerbsarbeit - ganz „traditio­
nell" die privaten Reproduktionsarbeiten einseitig tagtäglich verrichten. Zwei­
tens verweist Dölling (1998) auf der Grundlage von qualitativen Fallstudien 
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auf widersprüchliche Tendenzen der Anknüpfung an bzw. Aufgabe von 
egalitärerer Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern in ostdeutschen Haus­
halten, die stark in Zusammenhang mit der Positionierung der Partnerlnnen 
im Erwerbsbereich zu stehen scheint. 

Wenn über politische Handlungsempfehlungen nachgedacht wird, kommt 
es auch darauf an, diese "neue Unübersichtlichkeit" in bezug auf Frauen­
erwerbsarbeit aufzuzeigen, d.h. die sozialen Ausdifferenzierungen unter Frau­
en, die neue Ansatzpunkte für, wie auch komplexere Anforderungen an 
Geschlechterpolitik enthalten, mitzubedenken. 

Bis heute erklärungsrelevant für Ost-West-Differenzen in den Geschlechter­
arrangements sind die handlungsleitenden Konstruktionen von Mutter- und 
Vaterschaft. Geissler zeigt anhand eigener Untersuchungen in Westdeutsch­
land die dominante Kopplung der Sorgearbeiten für Kleinkinder mit Mutter­
schaft. Auch junge Frauen lehnten nahezu durchgängig die Übernahme 
dieser Aufgaben durch den männlichen Partner oder öffentliche Einrichtun­
gen in den ersten Lebensjahren des Kindes ab. Die „doppelte Lebensplanung" 
junger Frauen erfährt je nach Lebensphase eine unterschiedliche Gewichtung, 
so verändere sich der Bezug zum Beruf mit der Geburt eines Kindes nachhal­
tig und eine Phase ausschließlicher Familienarbeit gewänne Priorität. "zu­
gleich nehmen sich (die Frauen) auch in der Familienphase als eine Frau mit 
einem Beruf wahr, nicht als Hausfrau" (Geissler 1998, S. 123). Die Praxis der 
Versorgung auch junger Kinder in Ostdeutschland ist hingegen nach wie vor 
stärker auf die Verschränkung von öffentlicher und privater Verantwortung 
bezogen (Seidenspinner et al. 1996). 

Auf dem Hintergrund dieser „verschobenen", versetzten und doch wech­
selseitig auch miteinander zusammenhängenden Entwicklungen hat es sich 
bewährt, die gesellschaftlichen Wandlungsprozesse in Deutschland als "dop­
pelte Transformation" (Nickel 1995) zu beschreiben. Damit ist auch ge­
meint, daß der ostdeutsche Transformationsprozeß weder lediglich eine ein­
fache Anpassung an westdeutsche Verhältnisse ist, noch er hinreichend ver­
standen ist, wenn nicht auch die gravierenden Strukturveränderungen in der 
Bundesrepublik, die lange vor der deutschen Vereinigung eingesetzt hatten, 
mitbedacht werden. Diesem ineinander verschlungenen Prozeß der doppel­
ten Transformation ist die Macht und Eigendynamik von kulturellen 
(habituellen und symbolischen) Prägungen - auch hinsichtlich des doing 
gender - inhärent: Während in den alten Bundesländern auf der Ebene der 
Lebenswelten und konkreten Arrangements das Modell des männlichen 
Familienernährers und der weiblichen Familienerhalterin zwar institutionell 
dominant, aber in Erosion befindlich ist (Krüger 1995), läßt sich für Ost-
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deutschland ein erodierendes Vereinbarkeitsmodell konstatieren, das von einer 
zunehmend prekären Normalität weiblicher Erwerbsarbeit getragen ist und 
Familienarbeit den Frauen zuweist. Es fordert Ost-Frauen gegenwärtig die indi­
viduelle Vereinbarung von Erwerbs- und Familienarbeit geradezu ab, stellt man 
die Einkommensverhältnisse in den neuen Bundesländern in Rechnung. 

Humankapital-Entwicklung und Niedriglohnsektor: 
Perspektiven für Frauen? 
In ihren beschäftigungspolitischen Projekten hat sich die Zukunftskommis­
sion der Friedrich-Ebert-Stiftung auf ausgewählte Reformmodelle beschränkt: 
einerseits auf die zwar Massenarbeitslosigkeit nicht komp~nsierende, aber 
doch arbeitsmarktbelebende Verbesserung der Innovationsfähigkeit im High­
Tech-Bereich, vor allem durch die Stärkung von Humanressourcen, anderer­
seits auf Überlegungen zur Erwerbsintegration der das Gros der (Lang­
zeit)Arbeitslosen ausmachenden Gruppe der Niedrigqualifizierten. Die 
Geschlechterdimension blieb dabei gänzlich unberücksichtigt. Wird sie ein­
geführt und auf die Analyse der Reformmodelle angewendet, so zeigt sich, 
daß die Chancen und Risiken für die Erwerbsintegration von Frauen und 
Männern weiterhin asymmetrisch verteilt zu bleiben scheinen; mehr noch, es 
zeigt sich, daß die geschlechtssensible Gestaltungsperspektive eine unabding­
bare Voraussetzung ist, wenn der Teufelskreis der sozial folgenreichen 
Ungleichverteilung von Arbeit zwischen Frauen und Männern tatsächlich 
zugunsten von mehr Geschlechterdemokratie durchbrochen werden soll. 

Sektoraler Wirtschaftswandel und UpgradingS 
Die Wirtschaftsstruktur in den Industrieländern verschiebt sich immer stär­
ker zugunsten des Dienstleistungssektors. Das gilt auch für Deutschland, das 
mit dem Tempo des sektoralen Strukturwandels durchaus mithalten konnte. 
Vor allem wissensintensive Dienstleistungsunternehmen sind auf dem Vor­
marsch. Dort findet schon mehr als ein Drittel der Erwerbstätigen - vor­
nehmlich Männer - Beschäftigung. Die Wissensintensität von Beschäftigung 
nimmt zu. Die Anzahl qualifizierter Beschäftigter weitet sich erheblich schnel­
ler aus als die Beschäftigung insgesamt; Arbeitsplätze mit hohen Anforderun­
gen an das Qualifikationsniveau werden seltener abgebaut. Der Einsatz neuer 
Technologien verringert primär die Nachfrage nach gering Q!ialifizierten, sie 
sind die eigentlichen Verliererlnnen des technologischen Strukturwandels. 

Die Anhebung des durchschnittlichen Qualifikationsniveaus und die ver­
stärkte Entwicklung zur Wissensarbeit beinhalten aber auch die Gefahr einer 
verstärkten Segmentierung auf dem Arbeitsmarkt zwischen Beschäftigten-
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gruppen, die in den Zentren hochqualifizierter Tätigkeiten beschäftigt sind, 
und jenen, die gering- oder unqualifizierten Tätigkeiten nachgehen. In dem 
Maße, in dem sich der Wissensverschleiß beschleunigt, drohen zudem dieje­
nigen, die für längere Zeit aus dem Erwerbsleben ausscheiden, insgesamt von 
der Beschäftigungsentwicklung abgeschnitten zu werden, da sich die Anpas­
sung an die neuen Q!ialifikationserfordernisse oberhalb allgemeiner Grund­
qualifikation in engem Zusammenhang mit bestehenden Arbeitsverhältnis­
sen vollzieht. Was das für Frauen bedeutet, läßt sich leicht antizipieren. 
Frauen haben zwar mittlerweile· bildungsmäßig deutlich aufgeholt und in 
Deutschland überwiegen seit 1997 erstmals Studienanfängerinnen an den 
Universitäten. Der Indikator Bildung ist allerdings kein sicherer Schutz gegen 
die beschäftigungspolitische Benachteiligung von Frauen. Denn Frauen sind 
nicht nur insgesamt, sondern auch als qualifizierte bzw. hochqualifizierte 
Frauen mehr als Männer von Arbeitslosigkeit betroffen, sie sind häufiger 
beruflich unterwertig sowie instabil eingesetzt (Trautwein-Kalms 1999, S. 45). 
Frauen sind aus Gründen, die nicht nur subjektiv zu erklären, sondern vor 
allem gesellschaftlich bedingt sind, beruflich "einseitig orientiert" (ebenda). 
Sie konzentrieren sich - infolge der „kontrollierten Individualisierung" 
(Diezinger) - auf Soziales, Bildung, Kultur und Geisteswissenschaften. Von 
den im Reformprojekt der Zukunftskommission der Friedrich-Ebert-Stiftung 
beschworenen Zukunftstechnologien profitieren sie beschäftigungsseitig bis­
her nicht, denn der berufliche Hochschulnachwuchs von Frauen nimmt hier 
im Augenblick sogar wieder ab, statt zu. Galt das Studienfach Informatik 
beispielsweise zunächst als Entwicklungschance für Frauen (1979 lag der 
Anteil der Informatikstudentinnen in Westdeutschland bei 190/o), erlahmte 
das weibliche Interesse ab Mitte der 80er Jahre; zu Beginn der 90er Jahre lag 
der Frauenanteil bereits unter 150/o, an einzelnen Universitäten betrug der 
Erstsemester-Anteil von Studentinnen nur 50/o (Trautwein-Kalms 1999, S. 46). 
Der Abbau der sich noch immer auch über ungleiche Q!ialifikation durch­
setzenden sozialen Benachteiligungen von Frauen auf dem Erwerbsfeld ist 
also weiterhin eine Zukunftsaufgabe. 

Verdeckter Maßstab der Entwicklung von Humankapital im High-Tech­
Bereich ist der von Familien- und Hausarbeit entlastete, total verfügbare 
Berufsmensch, der als Einzelindividuum zwar auch weiblich sein kann, in der 
Regel aber anscheinend auch künftig männlich gedacht wird. Geschlechter­
politisch gesehen, geht dieses Reformprojekt schon heute an realen Bedürf­
nissen und Interessen von Frauen und Männern vorbei: Daß es zukunftsfähig 
ist, muß bezweifelt werden, zumal international gesehen - zumindest scheint 
das zunehmend für die USA zu gelten - die Kreativitäts- und Leistungs-
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potentiale, die aus einer Erwerbsintegration von Frauen im High-Tech-Be­
reich erwachsen könnten, längst als Ressource von Innovation und Wirt­
schaftlichkeit begriffen werden. Teilzeitarbeit, Jobsharing, Sabaticals sind 
Arbeitszeitformen in High-Tech-Unternehmen - wie bei Hewlett-Packard 
beispielsweise-, die nicht bloß Zugeständnisse an das Vereinbarkeitsproblem 
von Frauen sind, sondern Gestaltungskonzepte, die auch den veränderten 
Lebenswirklichkeiten von Männern Rechnung tragen. 

Bezogen auf das „Modell Deutschland" stimmt nur bedingt hoffuungs­
froh, daß wissensintensive Dienstleistung auch in der Perspektive der 
Zukunftskommission der Friedrich-Ebert-Stiftung mehr ist als das Beschrie­
bene und insgesamt neue Basis - oder auch Schlüsselqualifika~ionen erforder­
lich zu machen scheint, die anschlußfähig sind an das, was als „soziale 
Kompetenz" in stärkerem Maße Frauen zugeschrieben wird (S. 190): 
- Abstraktionsfähigkeit, die nicht nur das rationale Vermögen zur Handha­

bung von Symbolen und Informationen beinhaltet, sondern auch deren 
Neuordnung, kreative Anwendung sowie die Fähigkeit einschließt, mit 
abstrakten Symbolen konkrete soziale Gehalte verbinden zu können; 

- Systemdenken als Fähigkeit, in einer immer komplexer werdenden Welt 
Zusammenhänge, Wechselbeziehungen und Ursachen zu erkennen und 
zu verarbeiten; 

- Offenheit und intellektuelle Flexibilität, die sich als Vermögen beschrei­
ben lassen; sich neues Wissen anzueignen und es schnell auf unterschied­
liche Anforderungen und wechselnde Situationen beziehen zu können; 

- Kooperationsfähigkeit und 
- Globalisierungsqualifikation als Fähigkeit, weltweit verfügbares Wissen zu 

nutzen und sich in internationalen Arenen zu bewegen, wozu neben der 
Beherrschung von Sprachen Verständnis für fremde Kulturen (soziale Kom­
petenz) gehört. 

Daß sich aus diesem „upgrading" von sozialer Kompetenz auch eine zukunfts­
fähige Inklusion von Frauen in den wissensintensiven Dienstleistungsbereich 
ergibt, ist - nimmt man die Reformkonzepte der Zukunftskommissionen 
zum Maßstab - nicht zu erwarten, denn das wäre an einen geschlechter­
politischen Gestaltungswillen gebunden, der hier nicht zu erkennen ist. 

„Dienstleistungslücke" und Geschlechterpolarisierung 
In zwei beschäftigungspolitischen Fragen lauten die Empfehlungen der 
Zukunftskommission der Friedrich-Ebert-Stiftung und der Kommission für 
Zukunftsfragen der Freistaaten Bayern und Sachsen nahezu konform: Erstens 



Ist Zukunft feministisch gestaltbar? 253 

in der Frage, Arbeitsplätze durch die Schließung einer vermeintlichen 
„Dienstleistungslücke" in Deutschland zu schaffen; zweitens in der Frage der 
Preisregulation von Arbeit. Hier lautet die Empfehlung: Absenken des Preises 
der Arbeit auf dem Sektor der „einfachen Dienste", damit Stimulieren der 
Nachfrage nach diesen Diensten und dadurch Schaffung von Arbeitsplätzen 
für Niedrigqualifizierte. Es hat zahlreiche Auseinandersetzungen mit diesen 
Empfehlungen gegeben, die sämtlich nahelegen, die tatsächlichen beschäfti­
gungspolitischen Effekte solcher Maßnahmen eher skeptisch zu beurteilen 
(Krämer 1998; Bäcker 1998; Wend! 1998; Offe/Fuchs 1998; Bosch 1999). Auf 
diese Kritik soll hier nicht weiter eingegangen werden, statt dessen soll auf 
den Genderbias dieser „geschlechtsblinden" Empfehlungen hingewiesen wer­
den. In beiden Kommissionen wird ein wesentlicher Aspekt in diesem Zu­
sammenhang verschwiegen, das ist der Fakt, daß es hier im Kern um den 
Ausbau von Frauenbeschäftigung im Niedriglohnsektor (und von Teil­
zeitjobs) geht, denn von welchen Diensten werden Beschäftigungseffekte 
erwartet? Es sind die „binnenabsatzorientierten Dienstleistungen" im Han­
del, im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe, aber auch in öffentlichen 
Verwaltungen, und es sind die sozialen und personenbezogenen Dienstlei­
stungen6 . Es geht also um Arbeitsplätze, die schon heute Frauendomänen 
sind, wie die Arbeit in Kinderkrippen und Kindergärten, wie die Betreuungs­
dienste für Alte und Pflegebedürftige, wie der Seivice in Krankenhäusern und 
Pflegeheimen usw. usf. Es sind „niedrigproduktive" Tätigkeiten, weil sie ar­
beitsintensiv sind, aber in den meisten Fällen sind es nicht „niedrig­
qualifizierte" Tätigkeiten, sondern qualifizierte, die als solche aber oft unter­
bewertet und unterbezahlt sind. 

Wenn die Zukunftsempfehlung lautet, Billiglöhne in diesen Feldern nicht 
nur fortzuschreiben, sondern über „Bürgergeld" und Kombi-Löhne auch 
noch auszuweiten, ist das nicht mehr nur geschlechtsblind, sondern - im 
Klartext formuliert - frauenfeindlich. Ein solches Zukunftsmodell versucht, 
den asymmetrischen Geschlechteivertrag der Industriegesellschaft auf unver­
antwortliche Weise in die Zukunft zu verlängern; retten läßt er sich auf 
Dauer allerdings dadurch nicht! 

Hinzu tritt nämlich auch ein anderes, geschlechterpolitisch nicht zu un­
terschätzendes Moment, das mit dem säkularen Strukturwandel zu tun hat: 
Im Prozeß der zunehmenden Tertiarisierung veränderten sich zugleich auch 
die gesellschaftlichen Zeitstrukturen (Ausdehnung der Zeit außerhalb der 
Arbeitssphäre, Abbau der gleichförmigen Zeitnormierung der Arbeitswoche, 
zeitliche Verlagerung von Dienstleistungsangeboten und -produktion in die 
arbeitsfreie Zeit etc.) Das gesellschaftliche Zeitregime ist immer weniger vom 
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relativ starren Zeitrhythmus der industriellen Produktion geprägt, sondern 
unterliegt zunehmend dem flexibilisierten Zeitrhythmus der Dienstleistungs­
produktion und -nachfrage. Einerseits orientiert es sich an der optimalen 
Organisation der betrieblichen Wertschöpfungskette der Dienstleister und 
ihren zeitlich-flexiblen Anforderungen, andererseits müssen sich Dienstleister 
in ihren Betriebszeiten zunehmend an dem durch die Vielfalt und Komplexi­
tät der Lebensstile flexibilisierten individuellen Zeitrhythmus ausrichten. Zeit­
liche Arbeitsnormierungen werden den gestiegenen Flexibilisierungsbedürf­
nissen Rechnung zu tragen haben und fordern schon heute der politischen 
Gestaltung ein hohes Maß an Kreativität und durchsetzungsfähiger Modera­
tion ab. Werden Frauen bloß als Schmiermittel dieser Veränderungen begrif­
fen, zählt auch das reformierte „Modell Deutschland" sch~n heute zum 
Auslaufmodell der Industriegesellschaft. 

Zukunftsaufgabe: „Brücken-Diskurs" 
Heute geht es in der Bundesrepublik nicht mehr - wie zu Beginn der neuen 
Frauenbewegung vor 30 Jahren - um die Verteilung von Wohlfahrts­
zuwächsen, sondern die Diskussion um Verteilungsgerechtigkeit ist jetzt ein­
gebettet in eine Diskussion um die Verteilung von Rücknahmen und Ein­
schränkungen. Bei der von Konjunkturzyklus zu Konjunkturzyklus zuneh­
menden Arbeitslosigkeit seit Anfang/Mitte der 70er Jahre geriet der Zusam­
menhang von gesellschaftlicher Reichtumsakkumulation und sozialstaatlicher 
Umverteilung aus den Fugen. An dieser Stelle soll dieser Problemzusammen­
hang nicht weiter vertieft werden; nur soviel: Um so wichtiger ist es, zu einem 
neuen Gesellschafts- und damit Geschlechter- und Generationenvertrag zu 
finden. Die Probleme sind nur zu bewältigen, wenn die Entscheidungen auf 
einem Prozeß der „Produktion von Konsens" basieren. Das ist keine leicht 
zu lösende Aufgabe und stellt auch neue Anforderungen an die Politik­
fähigkeit der Frauenbewegung. Die mit einer solchen Orientierung notwen­
dig verbundenen Einkommens- und Investitionsumverteilungen verlangen 
soziale Aushandlungen, neue Formen zivilgesellschaftlicher Kompromißsuche 
und einen „Brückendiskurs" (Fraser) zwischen den Geschlechtern. Hier liegt 
nicht nur eine wichtige Aufgabe von demokratischer Politikgestaltung, son­
dern auch von Frauen- und Geschlechterforschung. 

Eine Rückkehr zu einer einfachen Auflage des bekannten Musters der an 
das (männliche) Normalarbeitsverhältnis gebundenen Vollbeschäftigung der 
Nachkriegskonstellation wird es nicht mehr geben, Frauen haben - wie ge­
zeigt - daran ohnehin nur bedingt partizipieren können. Dennoch bleibt 
eine modifizierte moderne Vollbeschäftigung eine zentrale strategische Auf-
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gabe der Zukunft: Jedes Mitglied der Gesellschaft muß über ein selbst erwirt­
schaftetes und seine eigene Existenz sicherndes Einkommen verfügen kön­
nen, ein Einkommen, das sich auf eine nützliche und öffentlich anerkannte 
Arbeit stützt. Die Überwindung der Massenarbeitslosigkeit ist, da ist der 
Zukunftskommission der Friedrich-Ebert-Stiftung zuzustimmen, die Schlüssel­
frage für die Zukunft des Geschlechter- und Generationenverhältnisses in 
Europa und in der Bundesrepublik, und zwar in Ost und West! 

Der Trend zur Verringerung der Arbeitsplätze im industriellen Sektor ist 
nicht umkehrbar. Relativ offen ist jedoch die Frage nach dem weiteren 
Tempo dieses Strukturwandels und nach seinen sozialen Kosten bzw. nach 
seinen Beschäftigungseffekten. Weitere Fehlentwicklungen sind unvermeid­
bar, bleibt der Strukturwandel weitgehend der marktradikalen Regulierung 
ausgesetzt. Demgegenüber wäre ein wirtschafts- und beschäftigungspolitisch 
geleiteter Ausbau des (insbesondere sozialkulturellen) Dienstleistungssektors 
zwar kein Königsweg, aber ein Weg neben anderen (Arbeitszeitverkürzung, 
Sabaticals etc.), um zu einem neuen ökonomischen Fundament zu kommen, 
das Frauen und Männern eine eigenverantwortliche und nicht einfach nur 
alimentierte Lebensführung ermöglicht, und das zugleich erlaubt, die Syste­
me der sozialen Sicherung unter den Bedingungen einer insgesamt hohen 
Produktivität umzubauen. Mit anderen Worten: Öffentliche Mittel müssen 
gezielt für Realinvestitionen in Tätigkeitsfelder des gesellschaftlichen und 
individuellen Bedarfs verwendet werden. 

Eine alte, allerdings bisher unerledigte Forderung der Frauenbewegung ist 
die „Neudefinition von privat und öffentlich und damit zugleich eine Neu­
verteilung von notwendigen Gemeinschaftsaufgaben zwischen den Geschlech­
tern" (Schaeffer-Hegel/Leist 1996, S. 38). Es kommt heute aber nicht nur 
darauf an, Betreuungs- und Erziehungsleistungen als gesellschaftlich notwen­
dige Arbeit, als Leistung materiell entsprechend anzuerkennen, sondern ange­
sichts der von Grund auf gewandelten Lebensmuster von Frauen ist dafür 
Sorge zu tragen, daß der Wegfall des Teiles der weiblichen Lebenszeit, der 
heute nicht mehr den „Familienpflichten gewidmet sein kann, durch einen 
entsprechenden Zuwachs an väterlicher Fürsorge und Zeit ausgeglichen wird" 
(ebenda). Darüber hinaus bleibt die arbeitsplatzschaffende Forderung nach 
bezahlbaren öffentlichen Angeboten zur Kinderbetreuung, Kranken- und 
Altenpflege. Es muß - wie die Ergebnisse aus den neuen Bundesländern 
zeigen - insgesamt verstärkt um die offensive Gestaltung sozialer Gerechtig­
keit und sozialer Kohäsion durch eine Frauen integrierende Arbeitsmarkt­
politik gehen. Wenn es nachweislich gerade nicht familienbedingte, sondern 
vornehmlich arbeitsmarktinduzierte Effekte sind, die Frauen aus dem Erwerbs-



256 Hildegard Maria Nickel 

prozeß dauerhaft hinauskatapultieren (Zukunftskommission der Friedrich­
Ebert-Stiftung 1998, S. 309ff.), dann muß an dieser Stelle politisch angesetzt 
werden, und zwar gerade nicht mit Angeboten, die den Abdrängungsprozeß 
von Frauen weiter forcieren, sondern durch Rahmenbedingungen, die Fami­
lie und Erwerbsarbeit für Frauen und Männer lebbar machen. 

Geschlechterdifferenz(en) in Betrieben und Branchen 
in der Transformation - Hoffnungsträger Dienstleistung? -
Zwei Fallbeispiele 

Schatten und Spektralfarben des Dienstleistungssektors 
Der private großbetrieblich strukturierte Dienstleistungssekt~r in den neuen 
Bundesländern - immer noch ein Sektor, in dem die Masse der Frauen 
beschäftigt ist - ist durch folgende Situation gekennzeichnet?: 
a) Im Zuge der deutschen Vereinigung und des Vereinigungsbooms 1990 -
1992 dynamisierte sich zunächst wie erwartet die Entwicklung des Dienstlei­
stungssektors auch in den neuen Bundesländern. Banken und Sparkassen, 
Versicherungen, Groß- und Einzelhandel waren Nutznießer wie Protagoni­
sten im ,,Aufschwung Ost". Die Zahl der Beschäftigten in diesem Bereich 
expandierte deutlich. Nach der beeindruckenden Steigerung in der Aufbau­
phase ist seit Ende 1993/ Anfang 1994 der Beschäftigungszenit überschritten, 
und beschäftigungseitig ist der Sektor seitdem in eine Konsolidierungsphase 
eingetreten. In Zahlen ausgedrückt, heißt das: Im Gegensatz zum permanen­
ten Rückgang der Erwerbstätigen im primären (von ca. 900.000 auf 200.000) 
und im sekundären Sektor (von ca. 4 Millionen auf 2,3 Millionen) ist im 
tertiären Sektor eine Zunahme der Erwerbstätigenzahl von 3,6 Millionen auf 
4 Millionen zu konstatieren. 
b) Entgegen der Entwicklung im Industriebereich fand seit 1990 im groß­
betrieblich strukturierten privaten Dienstleistungssektor in weiten Teilen eine 
nahezu vollständige Übernahme ganzer Unternehmen und Betriebsteile in­
klusive der Belegschaft statt. Die Übertragung der Organisations- und Arbeits­
strukturen des jeweiligen "Modells West" in die neuen Bundesländer ist nicht 
nach einem einheitlichen Schema erfolgt. Entlang variierender Unternehmens­
strategien sind Modifikationen hervorgebracht worden und unter aktiver 
Mitwirkung von ost- wie westdeutschen Führungskräften sind ostdeutsche 
Spezifika erhalten geblieben oder neu entstanden, die bis heute erkennbar sind. 
c) Der Dienstleistungssektor war zu DDR-Zeiten nahezu ausschließlich ein 
Frauensektor (Anteil: 90 %); er ist auch 1995/96 noch mit ca. 70 % "mittel­
hoch" segregiert. Im Prozeß der Neustrukturierung der internen Arbeitsmärk-
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te sehen sich die in den Betrieben verbliebenen Frauen aber zunehmend 
einem subtilen Verdrängungsprozeß („Neue Vergeschlechtlichung") ausge­
setzt, der sich nicht nur über Mechanismen der Personalrekrutierung durch­
setzt, sondern auch über betriebliche Arbeitszeitregelungen, Mobilitätsan­
forderungen und - vor allem in Leitungspositionen - über mit „Dauer­
präsenz" verbundenem erhöhten Anforderungsdruck. 
d) Die bundesdeutsche Arbeitsmarktkrise hat den Dienstleistungssektor in 
den neuen Bundesländern mittlerweile voll erfaßt und er kann nicht - jeden­
falls zur Zeit nicht - als Hoffuungsträger für Beschäftigung gelten. Ein Exem­
pel dafür ist die Deutsche Bahn AGB . Der Privatisierungsprozeß hat hier zur 
Folge - wie in anderen Unternehmen, die vormals öffentlich-rechtlich verfaßt 
waren -, daß sich Diskontinuität in bezug auf die Beschäftigten verstetigt, 
Umbrüche zur „Normalität" werden, Sicherheiten sich nicht mehr herstellen. 
Auf Dauer gestellte Diskontinuität ist - auf eine knappe Formel gebracht -
der Effekt dieser betrieblichen Transformation. 

Finanzdienstleistungsunternehmen: 
Frauen auf dem Weg nach oben '?9 
In der Aufbauphase hatten ostdeutsche Frauen aufgrund der geschlechtsspe­
zifischen Segregation der DDR-Erwerbsarbeit in Sparkassen, Banken und 
Ve;sicherungen gute Chancen für die Fortsetzung ihrer Erwerbsarbeit. Sie 
wurden in der Regel nicht nur nicht entlassen, sondern kamen auch im 
Rahmen eines Einstellungsbooms im Zeitraum 1990/91 für Personal mit 
kaufmännischer Ausbildung zum Zuge (Hüning/Nickel 1998). 

Die Mehrzahl der Frauen erhielt durch die anschließenden betrieblichen 
Qualifizierungsoffensiven eine moderne, dem westlichen Standard des Sek­
tors entsprechende Basisqualifikation (Pein! 1999). Das eröffuete den Frauen 
nicht nur Chancen zur Weiterbeschäftigung, sondern höhere Qualifikatio­
nen stellten für junge Frauen in dieser ersten Phase eine Brücke für die 
Aufnahme einer leitenden Tätigkeit im mittleren Management oder für eine 
Spezialisierung im Finanzgeschäft dar. So ist bis heute der Frauenanteil in der 
dritten, vor allem aber vierten Führungsebene (das sind Filialleiterinnen und 
Gruppenleiterinnen) in den meisten untersuchten Unternehmen in den neu­
en Bundesländern höher als in den alten. 

In der Konsolidierungsphase, also ab 1993/94 geraten die 51.000 Beschäftig­
ten, vor allem Frauen allerdings zunehmend in die Defensive; und dies aus 
mehreren Gründen: Der ökonomische und soziale Bedeutungsgewinn der 
Finanzbranche im Osten Deutschlands schlägt sich in einer Erhöhung des 
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männlichen Bewerberanteils auf Ausbildungsstellen nieder. Personalpoliti­
sche Praxis ist, daß männliche Lehrstellenanwärter - trotz schlechterer 
Schulleistungen - in den Auswahlverfahren bevorzugt werden. Darüber hin­
aus triffi die Wegrationalisierung überwiegend manueller Tätigkeiten beson­
ders im Zentralbereich von Versicherungen und im Back-office-Bereich der 
Sparkassen und Banken (vgl. Rogas/Philipp/Maier 1995) vorwiegend niedrig 
qualifizierte Frauen. Vor allem die älteren von ihnen haben geringe Chancen, 
über den Erwerb zusätzlicher Qialifikationen ihre Beschäftigungspositionen 
zu halten. Mit der Auslagerung von Betriebsfunktionen (z. B. EDV) sowie der 
Verlagerung von bisherigen Zentralfunktionen (z. B. Personal) in die Beschäf­
tigungsbereiche, sind in der Finanzdienstleistungsbranche An~ätze eines „Lean 
Banking" erkennbar; untere und mittlere Managementebenen der einzelnen 
Unternehmensbereiche werden verschlankt. Dies könnte sich - sind das doch 
gerade jene Positionen, in denen Frauen vertreten sind - als eine Moderni­
sierungsfalle (Nickel 1995) für karriereambitionierte Frauen erweisenlO. 

Auch in den Finanzdienstleistungsunternehmen manifestiert sich - wie im 
tertiären Wirtschaftssektor insgesamt (Hüning/Nickel 1997) - die Ungleich­
stellung von Frauen (Qiack 1999; Pein! 1999) in geschlechtstypischen 
Arbeitszeitmodellen - allerdings mit der generellen Tendenz, daß Ost-Frauen 
an der Voll-Zeit-Stelle festhalten wollen - und in der sich weiter öffiienden 
Lohnschere zu ihren Ungunsten. Dennoch ist für diese Branche momentan 
noch offen, ob sich der Prozeß der Neustrukturierung zugunsten männlicher 
Beschäftigung so ohne weiteres linear fortschreibt: So befinden sich in den 
seit Ende 1993/ Anfang 1994 nahezu geschlossenen internen Arbeitsmärkten 
in der Mehrheit, nämlich bis zu ca. 68 O/o, Frauen mit neuerworbenen Basis­
und modernen Fach- sowie Führungsqualifikationen. Angesichts dieser Tatsa­
che kann einerseits unterstellt werden, daß Frauen sich mittelfristig behaup­
ten (Qiack 1999), ja sogar, daß der Frauenanteil auch an Führungskräften 
steigen wird. Andererseits ist wegen des antizipierbaren dramatischen Perso­
nalabbaus in der Branche, der seit Ende der 90er Jahre greift, der „Standort­
vorteil" der Frauen mehr als labil. Inwieweit Frauen auf diese Strukturverän­
derungen widerständig und gestaltend zu antworten vermögen, ist ungewiß, 
zumal sich die Anforderungen an die zeitliche und räumliche Flexibilität des 
Einsatzes erhöhen, betriebliche Integrationsbrücken - wie Qualifizierungs­
offerten z. B. - zunehmend wegbrechen (Manske/Meißner 1999) und die 
Arbeitsstrukturen mehr und mehr individualisiert werden sowie auf eine 
„ganzheitliche", totale Nutzung qualifizierter menschlicher Arbeitskraft zie­
len. Mit dieser Entwicklung werden sich allerdings auch Qualifikationsan­
forderungen in Richtung 'extrafunktionaler Arbeitstugenden', wie Team-
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fähigkeit, soziale Kompetenz und Kommunikationsvermögen erweitern. Das 
wiederum könnte anschlußfähig an Frauen zugeschriebenen Qualifikationen 
sein und die Position von Frauen bei der insgesamt schlechter werdenden 
Lage in diesem Feld tendenziell begünstigen. 

Dienstleister Bahnl 1 

Das zweite Beispiel für Entwicklungslinien des großbetrieblich strukturierten 
Dienstleistungssektors ist die Deutsche Bahn AG, ein personalstrukturell 
männlich dominiertes Dienstleistungsunternehmen. Während der weibliche 
Beschäftigtenanteil in der Deutschen Reichsbahn (DR) zu DDR-Zeiten 32 O/o 
betrug - die DR also bezüglich ihrer Geschlechterverteilung als „Mischunter­
nehmen" bezeichnet werden konnte -, machte der Frauenanteil an der Ge­
samtbelegschaft im westlichen Unternehmen der Bundesbahn lediglich 7 O/o 
aus. Für das seit 01.01.1994 fusionierte und privatisierte gesamtdeutsche 
Unternehmen DB AG zeichnet sich der Frauenanteil von gegenwärtig insge­
samt gut 150/o durch signifikante Unterschiede zwischen den neuen und alten 
Bundesländern sowie zwischen den einzelnen Geschäftsbereichen aus. Die 
stärkere personelle Präsenz von weiblichen Beschäftigten in den neuen Bun­
desländern verdichtet sich insbesondere in den kundenorientierten Service­
Dienstleistungen der Bahn mit ihren spezifischen Qualifikations- und 
Tätigkeitsprofilen und in den Bereichen der Personalwirtschaft. 

So unterschiedlich auch die Unternehmensstrukturen der beiden betriebli­
chen Felder im Finanzdienstleistungsbereich und im Verkehrssektor und die 
Prozesse der betrieblichen Umstrukturierungen sind, lassen sich jedoch zwei 
aufeinander verweisende Entwicklungspfade feststellen (Nickel/Völker/ 
Hüning 1998): Ziel der jeweiligen betrieblichen Transformationsprozesse ist 
die Neuformierung der Unternehmen als moderne Dienstleister mit einer 
hochspezialisierten, zielgruppenabgestimmten, flexiblen Angebotsstruktur. 
Dies zeigt sich erstens in einer Philosophie der „maximalen" Kunden­
orientierung nach außen und dem internen Ausbau der jeweiligen Servicelei­
stungen; zum zweiten greifen durch die hiermit verbundenen Spezialisierun­
gen und Neuzuschnitte von Geschäftsbereichen die Prozesse der inneren 
Effektivierung der Wertschöpfungskette. Diese Veränderungen schlagen auf 
die Tätigkeitsstruktur und die Arbeitsanforderungen der Beschäftigten zu­
rück und gehen einher mit einem bereichsspezifischen Personalabbau einer­
seits, etwa in den Verwaltungen durch die Ausdünnung von Hierarchie­
ebenen oder durch Rationalisierungen im EDV-Bereich, und dem - gesteuer­
ten - Stellenausbau der personenbezogenen Dienstleistungen andererseits. 
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Die Befunde zur Deutschen Bahn AG unterscheiden sich vom Finanz­
dienstleistungssektor allerdings schon allein aufgrund der relativ späten Zu­
sammenführung der Unternehmen Deutsche Reichsbahn und Deutsche Bun­
desbahn. Die vorgängige Phase der Anpassung der Deutschen Reichsbahn an 
die Unternehmensstrukturen der Deutschen Bahn, die sich - im Unterschied 
zum Finanzdienstleistungssektor - in einem massiven Personalabbau zeigte, 
war zudem eingelagert in die Überführung der „Behörde Bahn" in ein privat­
wirtschaftliches Unternehmen mit weitreichenden politischen und strukturel­
len Konsequenzen für das Gesamtunternehmen (vgl. dazu Hüning/Stodt 
1999). Auch der Modus der Integration der Beschäftigten war ein gänzlich 
anderer: Weniger - wie es im Finanzdienstleistungssektor d~r Fall war - die 
Teilnahme an einer unternehmensweiten Qualifizierungsoffensive, die im 
Sinne einer „kollektiven Übergangsphase" funktionierte und die den Ost­
Beschäftigten eine Brücke der Integration in das Westunternehmen auf der 
Basis von betrieblich organisierter Weiterbildung baute als die Erfüllung 
vielfältiger, individuell zu lösender Mobilitätsanforderungen beeinflußten den 
Verbleib im Unternehmen entscheidend. Dabei ging es um örtliche Mobili­
tät verbunden mit einem Arbeitsplatzwechsel, um zeitliche Mobilität im 
Sinne der Anpassung an flexibilisierte Arbeitszeiten und um arbeitsinhaltliche 
Mobilität, das heißt die Bereitschaft, sich auf inhaltlich wechselnde Tätigkei­
ten einzulassen. 

Zwischen Ende 1989 und Ende 1993 reduzierte sich das Personal um rund 
120.000 Beschäftigte oder ca. 40 %. Davon waren überproportional Frauen 
betroffen: Ihr Anteil an den Beschäftigten verringerte sich von 32 O/o auf 
26 %. Seit der Vereinigung beider deutscher Bahnen zur Deutschen Bahn AG 
setzt sich dieser Prozeß weiter fort. Der Personalbestand ist seitdem erneut 
um 30 O/o geschrumpft, d. h. seit 1994 wurden rund 120.000 Arbeitsplätze 
abgebaut. Der Schwerpunkt lag dabei wiederum in Ostdeutschland. Aller­
dings verläuft der Personalabbau nicht eindimensional entlang der Geschlech­
terdimension, sondern es sind gegenläufige Tendenzen feststellbar, von de­
nen ostdeutsche Frauen auf ambivalente Weise profitieren: Geschäftsbereiche 
im Service und mit Kundennähe, wie z. B. der Geschäftsbereich Personen­
bahnhöfe, sind im Aufwind; hier kam es zeitweilig sogar zum Ausbau der 
Beschäftigungszahlen. 

Insgesamt differenziert sich der Frauenanteil entlang der divisionalen 
Unternehmensstruktur beträchtlich: Im Geschäftsbereich Netz stieg der 
Frauenanteil im Osten von 28 O/o auf 29 %, im Westen von S O/o auf 6 %. Im 
Geschäftsbereich Fernverkehr sank er im Osten von 71 O/o auf 61 O/o, und 
stieg im Westen von 24 O/o auf29 %. Im Geschäftsbereich Personenbahnhöfe 
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stieg er im Osten von 59 O/o auf 63 O/o und im Westen von 17 O/o auf 22 %. 
Das erklärt sich unter anderem dadurch, daß sich die Geschäftsbereiche 
hinsichtlich ihrer Dienstleistungskonzepte deutlich unterscheiden: Während 
die Geschäftsbereiche Personenbahnhöfe und Fernverkehr an zentraler Stelle 
personenbezogene Dienstleistungen ausbauen und dabei auf weiblich 
konnotierte soziale Kompetenz rekurrieren, konzentriert sich der Geschäfts­
bereich Netz auf technische Innovationen und damit auf männlich konno­
tierte Kompetenz. 

Auch in diesem Unternehmen gelang es einer großen Zahl von Frauen, 
die geforderten Anpassungsleistungen an veränderte Qualifikationsprofile und 
Tätigkeitszuschnitte - wenn auch unter erheblichen individuellen Kraftan­
strengungen - zu erbringen. Aber auch hier geht das mit enormen sozialen 
Differenzierungen unter den Frauen einher. Die subjektive Darstellung der 
Erwerbssituation der befragten Frauen changierte zwischen zwei Polen: einer­
seits Überforderungen und Kräfteverschleiß und andererseits positive Mög­
lichkeiten der (bisher eher gebremsten) Entfaltung der eigenen Kompetenzen 
(Völker 1999). Einigkeit besteht allerdings unter den Ost-Frauen in der Frage 
des Festhaltens an einer - die ökonomische Existenz sichernden - (Voll-) 
Erwerbstätigkeit. Teilzeitarbeit als Zubrotverdienst und begrenzt auf niedrig 
qualifizierte Tätigkeiten wird als eigene Erwerbsperspektive nahezu vollstän­
dig abgelehnt. Wir haben dieses Beharren der Ost-Frauen auf (tendenziell 
gleichberechtigte) Vollerwerbstätigkeit als „Widerständigkeit" bezeichnet. Es 
widersetzt sich nicht nur den immer deutlicher hörbaren Stimmen nach einer 
zurechtgestutzten weiblichen Erwerbsarbeit am Rande der - Männern zuge­
dachten - lukrativen und qualifizierten Berufsfelder und Hierarchieebenen, 
es erteilt darüber hinaus auch dem Modell des „männlichen Familien­
ernährers" weiterhin eine klare Absage; dieses Modell verfehlt nicht nur die 
ökonomische Realität in Ostdeutschland, es befindet sich auch jenseits sub­
jektiv gewollter Geschlechterarrangements (Nickel/Völker/Hüning 1998). 

Die Deutsche Bahn AG befindet sich im Wandel von einem industriell 
geprägten Transportbetrieb zu einem „modernen" Mobilitäts- und Dienst­
leistungskonzern. Dies drückt sich nicht zuletzt in einer Verschiebung der 
betrieblichen Beschäftigungsstrukturen aus: weg von gewerblich-technischen, 
hin zu kaufmännisch-serviceorientierten Tätigkeitsbereichen. Für Frauen er­
öffnet dies sehr zwiespältige Beschäftigungsperspektiven: Einerseits bietet die 
betriebliche Aufwertung von kundennaher und vor allem personenbezogener 
Dienstleistungsarbeit gerade ihnen neue Beschäftigungschancen. Andererseits 
verknüpfen sich auch bei der DB AG mit den personenbezogenen Service­
tätigkeiten häufig nur sehr eingeschränkte berufliche Entwicklungsperspek-
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tiven. Trotz betrieblicher Aufwertung stellen die entsprechenden Tätigkeits­
bereiche weiterhin typische berufliche „Sackgassen" dar. Sie befinden sich 
auf einem vergleichsweise niederen Q!lalifikationsniveau und bieten kaum 
Aufstiegsmöglichkeiten. Dies gilt vor allem für die zahlreichen neu geschaffe­
nen Servicetätigkeiten in den als „Visitenkarte der Bahn" apostropierten 
Bahnhöfen. Gerade in diesem sich als Träger einer „neuen Dienstleistungs­
kultur" verstehenden Geschäftsbereich zeichnen sich „modernisierte" Segrega­
tionslinien ab. Eine geschlechtliche Durchmischung fand kaum statt. Mit 
anderen Worten: Trotz betrieblicher Aufwertung der Servicetätigkeiten sind 
sie für Männer unattraktiv. Ein Geschlechterwechsel dieses Tätigkeitssegments 
ist nicht erkennbar, d. h. aber auch es kommt nicht ZI.\ einer Frauen­
beschäftigung gefährdenden direkten Geschlechterkonkurrenz. Wir charakte­
risieren diese eindeutig geschlechtlich unterlegte Personalbewegung als „Ka­
nalisierung weiblicher Erwerbsarbeit". 

Allerdings wurden auf mittlerer Ebene im kundennahen Bereich auch 
neue Führungspositionen geschaffen, die Frauen begrenzte Aufstiegsmöglich­
keiten eröffnen; so wuchs beispielsweise die Zahl der (ostdeutschen) Frauen 
im Bahnhofsmanagement und in der Öffentlichkeitsarbeit. 

Empirisch zeigte sich insgesamt, daß entlang der Geschlechterdimension 
sehr widersprüchliche Prozesse gleichzeitig stattfinden: Einerseits werden ge­
schlechtliche Tätigkeitszuschreibungen benutzt, um Schließungsprozesse im 
Unternehmen zu „naturalisieren" und damit zu legitimieren; andererseits 
werden Tätigkeiten „entgeschlechtlicht", nicht zuletzt durch die faktische 
Präsenz von Ost-Frauen in westlicherseits traditionellen und bis zum Zeit­
punkt der Fusion von Deutscher Reichsbahn und Deutscher Bundesbahn 
weitgehend geschlossenen Männerbastionen (z. B. im Zugbegleitdienst) und 
drittens versucht sich das Unternehmen unter Anrufung von „weiblich" 
konnotierten Qualifikationen zum modernen Dienstleister zu wandeln (Nik­
kel 1999). 

Diese sozialen Konstruktionen lassen sich unter anderem an zwei Phänome­
nen veranschaulichen: 
1) an der Frauenförderpolitik: Die betriebliche Frauenpolitik wurde refor­

muliert und aus einer ursprünglich rein frauenbezogenen Förderpolitik 
wurde eine „geschlechtsneutral" konzipierte „Politik der Chancengleich­
heit". Ihr Kennzeichen ist die bewußteDe-thematisierung von Geschlecht. 
Zum Dreh- und Angelpunkt dieses strategischen Vorgehens avancierte das 
personalpolitische Konzept der sog. „Bestenauslese". Danach sollen Stel­
lenbesetzungen beispielsweise insbesondere bei Neurekrutierung allein 
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nach fachlicher und persönlicher Qualifikation der Bewerberlnnen erfol­
gen. Die unternehmerischen Argumente für diese „Modernisierung" der 
betrieblichen Frauenpolitik lauteten: 

- Optimierung des Human Resource Managements durch Ausschöpfung 
des gesamten zur Verfügung stehenden - also männlichen und weiblichen 
- Humanpotentials; 

- Erhöhung des personalwirtschaftlichen Return-to-Investments durch Nut-
zung der getätigten betrieblichen Bildungsinvestitionen auch nach zeitwei­
ser Unterbrechung der Erwerbstätigkeit bspw. wegen Kinderbetreuung; 

- Vollzug des sogen. Paradigmenwechsels im Führungsverständnis weg vom 
direktiven, hin zum kooperativen Führungsstil unter Rekurs auf ,weiblich' 
konnotierte Kompetenzen (Führungskraft als ,Coach' des Teams); 

- Profilierung eines zukunftsfähigen und potentialorientierten Marketings, 
das Frauen als eigenständige und nachfragestarke Kundengruppe begreift; 
Verbesserung des Unternehmensimages durch vorweisbare betriebliche 
Gleichstellungserfolge (Stichwort „Total-E-Q!lality"-Prädikat). 

Chancengleichheitspolitik wird so zur ergebnisorientierten Personalpolitik, 
die im Nebeneffekt auch Frauen zum Vorteil gereichen kann. Dementspre­
chend verstehen sich auch die unternehmensseitig ernannten „Beauftragten 
f..ir Chancengleichheit" als eine Art „Lobbyisten" für das Unternehmen, die 
zur bestmöglichen Ausschöpfung und Nutzung der Personalressourcen bei­
tragen. Dieses Selbstverständnis erfolgt in bewußter Abgrenzung zur „klassi­
schen" Frauenbeauftragten, die - nach Meinung der Beauftragten für Chan­
cengleichheit - lediglich „Sozialarbeit" für Frauen mache und nicht mehr 
zeitmäßig sei. 

2) an dem Personalkonzept der „Eigenorganisation": Individualisierung ist 
der zentrale Modus, der auch in bezug auf die weiblichen Beschäftigten 
(Veth 1998) durchgesetzt wird. Neben dem Stichwort „Bestenauslese" gilt 
das Stichwort „Eigenorganisation" als Motor von Chancengleichheit. Dies 
ist durchaus konform mit den lnteressen von relevanten Frauengruppen 
im Unternehmen, bspw. von Frauen in Führungspositionen, von karriere­
orientierten Frauen oder auch von zahlreichen Ost-Frauen, die - wie sie 
sagen - „keine Probleme mit der Gleichberechtigung" hatten. Vor allem 
Frauen mit Führungsaufgaben setzen darauf, daß es zunehmend eine 
Image- und Wettbewerbsfrage für „moderne" Unternehmen ist, ob sie 
Frauen beschäftigen und ihnen Aufstiegs- und Entwicklungsperspektiven 
bieten. Sie bauen dabei weniger auf Unterstützung durch Frauenpolitik im 
klassischen Sinne, sondern auf die Chance, unter diesen Bedingungen ihre 
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Fähigkeit zur „Eigenorganisation" unter Beweis stellen zu können. Daß 
die Personalpolitik der „Eigenorganisation" und der „Bestenauslese" auf 
„mikropolitischer" Ebene nicht selten konterkariert wird durch das Behar­
rungsvermögen und die Wirkungsmächtigkeit männerzentrierter Personal­
selektion, wird dabei oft übersehen. Wie das Material nämlich insgesamt 
zeigt, stellt sich die Geschlechterfrage als Feld betrieblicher Auseinander­
setzung vor allem im Führungsbereich. Hier ist die Präsenz von Frauen in 
besonderer Weise umkämpft, denn die Grenzen für weibliche Karrieren 
werden immer noch zumeist durch männliche betriebliche Akteure ge­
setzt (Nickel 1999). „Integrationsbrücken", die sich im Finanzsektor hin­
sichtlich der Inklusion von Frauen bewährt hatten, stehen im Privatisie­
rungsprozeß der DB AG kaum (noch) zur Verfügung, so daß der mit der 
Individualisierung verbundene Effekt zunehmender sozialer Differenzie­
rungen unter Frauen sich tendenziell verstärkt wird. 

Fazit 

Beide Analyseperspektiven - die makroanalytische, sich an den Zukunfts­
debatten orientierende, wie die mesoanalytische, den betrieblichen Umbau 
fokussierende - zeigen, daß es enormen (feministischen) Handlungsbedarf 
gibt, wenn der zur Zeit stattfindende radikale Gesellschaftsumbau nicht auto­
matisch einseitig zu Lasten von Frauen gehen soll. Dabei stellt sich eine 
immer wiederkehrende Frage: Wie kann es feministischer Wissenschaft gelin­
gen, bei den zentralen Themen um Verteilungsgerechtigkeit „mitzumischen", 
und welche Möglichkeiten hat sie, auf politische Gestaltungsprozesse tat­
sächlich Einfluß zu nehmen? Es bedarf - darin besteht kein Zweifel - alterna­
tiver feministischer Reformkonzepte, die den geschlechterpolitischen Gestal­
tungsauftrag einer Gesellschaft, die sich gerne als Zivil- oder Bürgergesellschaft 
beschreibt, immer wieder einfordern. Der feministische Diskurs wird Brük­
ken bauen müssen, die in die androzentrischen Gesellschaftsdebatten hinein­
führen. Auf den umgekehrten Weg einer geschlechtersensiblen Neugier des 
gesellschaftstheoretischen Mainstreams ist in der Bundesrepublik noch im­
mer nicht zu hoffen. Auch wenn Feministinnen (und aufgeklärte Bürger) 
wissen, daß die Zukunftsfahigkeit einer Gesellschaft ernsthaft in Frage gestellt 
ist, wenn sie nicht den Übergang in die „Geschlechterdemokratie" schafft, 
wird eine „männerbündische" Politik nicht freiwillig und in einem Selbst­
heilungsprozeß auf ihrem geschlechtsblinden Augen plötzlich sehend. So 
ungerecht, Kräfte zehrend und ermüdend diese Erkenntnis für Frauen immer 
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wieder ist, Frauen werden weiterhin ihren Anspruch selbst formulieren und 
Wege der politischen Vermittlung finden müssen. 

Anmerkungen 

Dieser erste Teil ist unter dem Titel: Frauen - Ein Appendix von Zukunfts­
modellen? im Berliner Journal für Soziologie 4/99 erschienen, das den Schwer­
punkt „Sozialwissenschaftliche Forschung und Politikberatung" hat und unter 
anderem auch einen Beitrag von Ulrich Beck, Mitglied der Kommission für 
Zukunftsfragen der Freistaaten Bayern und Sachsen, zum Thema: Die Zukunft 
der Arbeit oder: Die Politische Ökonomie der Unsicherheit enthält. 

2 Wenn ich als Mitglied der Zukunftskommission der Friedrich-Ebert-Stiftung 
die Grundpositionen des Berichtes hier nicht einfach affirmativ wiederhole, 
sondern mich als Soziologin kritisch mit ihnen auseinandersetze, muß das 
erklärt werden: Erstens, der Bericht ist das Ergebnis einer sehr heterogenen 
Arbeitsgruppe, insofern ist er auch Ausdruck der Verständigung auf einen 
kleinsten gemeinsamen Nenner. Daß die Geschlechterperspektive, die in dem 
vorliegenden Beitrag angemahnt wird, kein durchgängiger methodischer Ansatz 
war, liegt auch an der eigenen Überzeugungsfähigkeit und Durchsetzungskraft. 
Zweitens, der Bericht ist zügig entstanden und liegt seit einem Jahr vor. Daß 
mit Abstand betrachtet, manches anders zu machen wäre, ist normal. Der 
vorliegende Beitrag versteht sich nicht als nachträgliche Distanzierung, sondern 
will zeigen, welche Perspektiven sich eröffuen, wenn die Geschlechterkategorie 
eingeführt wird. 

3 Daß die Bundestagswahlen im Herbst 1998 von den Frauen entschieden wor­
den sind, sie also einen Regierungswechsel herbeigeführt haben, der den Abbau 
von Massenarbeitslosigkeit und die Berechenbarbeit der sozialen Sicherungs­
systeme versprach, ist nicht nur Ausdruck dafür, daß insbesondere Frauen die 
neoliberale Politik des marktradikalen Abbaus von Erwerbsarbeit und Soziallei­
stungen ablehnen, sondern heute auch der Maßstab, an dem sich die Zukunfts­
fähigkeit der rot-grünen Regierungskoalition messen lassen muß. 

4 Das hat Susanne Völker im Rahmen des von mir geleiteten DFG-Projektes 
„Frauen im betrieblichen Transformationsprozeß" in einem internen Papier 
zum Thema: „Außerbetriebliche Bedingungen des betrieblichen Geschlechter­
verhältnisses" auf hervorragende Weise herausgearbeitet. Die folgende Argu­
mentation stützt sich auf diese Ausarbeitung von 1999. 

5 Hier beziehe ich mich auf den Bericht der Zukunftskommission der Friedrich­
Ebert-Stiftung (1998), S. 166ff. 

6 Daß die Zukunftskommission der Friedrich-Ebert-Stiftung in diesem Punkte 
widersprüchlich argumentiert und insgesamt beispielsweise dem Modernisie­
rungszauber vom „schlanken Staat" nicht verfallen ist, soll an dieser Stelle 
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ausdrücklich hervorgehoben werden. Gerade der Ausbau des Staates in der 
prosperierenden Ära der Bundesrepublik hat zu einer breiten Erwerbsintegration 
von Frauen geführt, seine blinde Verschlankung muß sich zwangsläufig insbe­
sondere als Jobkiller für Frauenarbeitsplätze erweisen. 

7 Hüning/Nickel, Großbetriebliche Dienstleistungen. Rascher Aufbau und harte 
Konsolidierung, in: Lutz/Nickel/Schmidt/Sorge (Hg.), Arbeit, Arbeitsmarkt 
und Betriebe, Opladen 1996; Hüning/Nickel (Hg.) Großbetrieblicher Dienst­
leistungssektor in den neuen Bundesländern, Opladen 1997 

8 Nickel u. a.: Frauen im betrieblichen Transformationsprozeß der neuen Bun­
desländer. Zu Handlungsoptionen von Frauen in der Finanzdienstleistungs­
und Verkehrsbranche, DFG-Projekt 1996-1999 

9 Dazu Hüning/Nickel (Hg.): Finanzmetropole Berlin. Strategien betrieblicher 
Transformation, Opladen 1998; Hüning, Hasko, Dienstleistungen im Transfor­
mationsprozeß; In: Hüning/Nickel (Hg.) Großbetrieblicher Dienstleistungssek­
tor in den neuen Bundesländern, Opladen 1997 

10 Im Projektseminar "Frauen im betrieblichen Transformationsprozeß", HU, wur­
de nochmals die von uns im Jahre 1993 gestellte Frage nach dem Verbleib 
ehemaliger Zweigstellenleiterinnen der Ostberliner Sparkasse aufgenommen 
(Manske/Meißner 1999). Zunächst schienen sich ihnen tatsächlich Aufstiegs­
korridore zu eröffuen, wenn sie die entsprechenden Q!ialifizierungen absolviert 
hatten. In der Wiederholungsuntersuchung zeigte sich allerdings, daß nicht eine 
der insgesamt 73 ehemaligen Leiterinnen einen Aufstieg geschafft hatte, mehr 
noch, in der Regel konnten sie nicht einmal Vertreterinnenpositionen halten. 

11 Dazu H. M. NickeljS. Völker/H. Hüning u. a. Chancenstrukturen weiblicher 
Erwerbsarbeit, ZiF Bulletin 16, Berlin 1998; Hüning/Nickel et. al. Transforma­
tion - betriebliche Reorganisation - Geschlechterverhältnisse. Frauen im be­
trieblichen Transformationsprozeß der neuen Bundesländer, Zeitschrift für 
Frauenforschung 16. Jg. Heft 1 +2/98 
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